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t fuͤr die Jus z00 vn 


Koͤniglichen Preußiſchen Staat e n. 


a 8 No. | 23. — 


(No. 1904.) Verordnung vom 16. Juni 1838., die Kommunikations⸗Abgaben betreffend. 


2 Po % e U. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 5 


haben zur Befoͤrderung des Verkehrs und in Gemaͤßheit der beſtehenden Zoll⸗ 
vereinigungs⸗Vertraͤge eine Erleichterung in den Kommunikations⸗Abgaben be⸗ 
ſchloſſen, und verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach 
erfordertem Gutachten Unſeres Staatsraths, für den ganzen Umfang Unſerer 
Monarchie, wie folgt: ̃ 

§. 1. 


\ Die außer dem Chauſſeegelde für die Benutzung von Kommunikations⸗ Revifion, der 
Anſtalten beſtehenden Abgaben, als Wege, Pfaaſter⸗, Bruͤcken⸗„Damm⸗, Faͤhr⸗ Bonga gabe 
geld u. ſ. w., ſollen auf denjenigen chauſſirten und nicht chauſſirten Straßen, 
welche der Miniſter der Finanzen und des Handels nach dem Beduͤrfniſſe des 
Verkehrs Uns dazu vorſchlagen wird, einer Reviſion unterworfen, und ſo weit 
fie die Unterhaltungs⸗ und Wiederherſtellungs⸗Koſten uͤberſteigen, da, wo es noch 
nicht geſchehen iſt, auf einen dieſen Koſten angemeſſenen Betrag ermaͤßigt wer⸗ 
den. Das Verzeichniß dieſer Straßen iſt durch die Amtsblaͤtter bekannt zu 
machen und von Zeit zu Zeit zu ergänzen. 1 Gau ate 


Bei Abgaben dieſer Art, welche zu Unſeren Kaſſen fließen, wird von 
Uns die erforderliche Ermaͤßigung auf den Antrag des Miniſters der Finanzen 
und des Handels feſtgeſetzt werden. a . e Re 

Bei den Abgaben, deren Erhebung auf den F. 1. bezeichneten Straßen, 
Gemeinden oder andern Privatberechtigten zuſteht, hat die Regierung, wenn ihr 
die Rechtmäßigkeit der Abgabe zweifelhaft oder eine Ermaͤßigung derſelben er⸗ 
forderlich erſcheint, uͤber den Titel und Tarif, worauf die Hebung ſich gruͤndet, 
(Ho. 1904) Jahrgang 1838. Fff ſo 


(Ausgegeben zu Berlin den 2. Juli 1838.) 


a 


fo wie über den Betrag der Einnahmen und der Unterhaltungs» und Wie 
derherſtellungs⸗Koſten (einſchließlich landuͤblicher Zinfen von dem Anlage⸗Kapital) 
eine vorläufige Ermittelung zu veranlaſſen, und über das Ergebniß an den Mi⸗ 
niſter der Finanzen und des Handels zu berichten, welcher, wenn die Rechtmaͤ⸗ 
ßigkeit der Abgabenerhebung nicht anerkannt werden kann, deren Einftellung zu 
verfuͤgen hat. N 


Wird die Rechtmaͤßigkeit der Hebung anerkannt, jedoch Behufs der Er⸗ 
maͤßigung eine Reviſion der Abgabe noͤthig gefunden, ſo ſind die Einnahmen in 
den ſechs Jahren von 1826. bis 1832. und die in dieſem Zeitraum entſtandenen 

Hebungskoſten, ſo wie der jaͤhrliche Durchſchnittsbetrag der Unterhaltungs⸗ und 
Wiederherſtellungs⸗Koſten (einſchließlich der gedachten Zinſen) unter Zuziehung 
zweier Sachverſtaͤndigen, von denen die Regierung den einen, und der Berech⸗ 
tigte den andern wählt, näher feſtzuſtellen. 


Befindet ſich die Kommunikations s Anftalt im Zuge einer Chauſſee, und 
war die Chauſſee ſchon im Jahre 1829. vollendet oder auch nur angefangen, fo 
wird der Ertrag der Abgabe nach dem Durchſchnitt der ſechs Jahre von 1823. 
bis 1828., ſonſt aber nach dem Durchſchnitt der letzten ſechs Jahre vor dem 
Jahre, worin der Chauſſeebau begonnen hat, beſtimmt. 


Lt §. 4. N 

Die aufgenommenen Verhandlungen ſind, nachdem der Berechtigte dar⸗ 

uͤber gehoͤrt worden, dem Miniſter der Finanzen und des Handels einzureichen, 

welcher zunaͤchſt ein Gutachten der Ober⸗Baudeputation erfordern und die etwa 
noch noͤthigen Aufklaͤrungen veranlaſſen wird. 


Die ſo vervollſtaͤndigten Verhandlungen ſind der Regierung zum Gut⸗ 

achten daruͤber zuzufertigen: ; c 
ob und in welchem Betrage die Abgabe im Ganzen zu er⸗ 
maͤßigen ſey. 

‚Diefes Gutachten wird dem Berechtigten zu ‚feiner binnen drei Monaten, 
vom Tage der erfolgten Zuſtellung an gerechnet, abzugebenden Erklaͤrung mitge⸗ 
theilt und mit derſelben, ſonſt aber nach Ablauf der Friſt, zur definitiben Be⸗ 
ſchlußnahme wieder eingereicht. 5 


Nach Maaßgabe der feſtgeſetzten Ermäßigung werden die Tarifſaͤtze an 
derweitig regulitt, der Entwurf dazu wird von der Regierung angefertigt und 
Uns von dem Miniſter der Finanzen und des Handels zur Beſtätigung vorge 
legt. Die Beſtaͤtigung erfolgt mit dem Vorbehalt einer Reviſſon, welche von 
zehn zu zehn Jahren Statt finden kann, um den Betrag der Abgabe mit den 
ee Unterhaltungs⸗ und Wieder herſtellungs⸗Koſten in Uebereinſtimmung 


Iſt der Berechtigte fuͤr die Ermäßigung der Abgabe nicht entſchaͤdigt 


worden, ſo ſteht demſelben auch ſeinerſeits frei, in Friſten von zehn 8 En 
} | Jahr 


„„ 


Jahren eine Reviſion des Tarifs und deſſen Erhöhung: zu verlangen, welche je⸗ 
doch in keinem Falle die urſpruͤnglichen Tarifſaͤtze uͤberſteigen darf. i 


$. 5. 
Fuͤr den aus der Ermäßigung der Abgabe entfiehenden Verluſt wird 
eine Entſchaͤdigung aus Unſern Kaſſen gewaͤhrt, inſofern nicht bei der Verlei⸗ 
hung des Rechts deſſen Widerruf oder Minderung ausdruͤcklich vorbehalten wor⸗ 
den iſt. Stand das Hebungsrecht am 31. Maͤrz 1837. einer Gemeinde zu, ſo 
wird eine Entſchaͤdigung nur dann gewaͤhrt, wenn ſich daſſelbe auf einem ſpe⸗ 
ziellen laͤſtigen Erwerbstitel gruͤndet. 


6. 6. 


Die Entſchaͤdigung wird nach Vorſchrift der $6. 3. und 4. feſtgeſtellt, 
und mittelſt einer dem Ueberſchuſſe der Einnahme in den daſelbſt bezeichneten 
Jahren gleichkommenden Rente geleiſtet, welche im erſten Jahre nach Verhaͤlt⸗ 
niß der Zeit von dem Eintritte der Ermäßigung bis zum Schluſſe des Jahres 
gleich zu Anfang des naͤchſtfolgenden, in Zukunft aber am 1. Juli eines jeden 
Jahres gezahlt wird, und vom Staate nach vorgaͤngiger ſechsmonatlicher Kuͤn⸗ 
digung durch Zahlung des zwanzigfachen Betrages der Jahresrente abgelöft 
ae kann. Dem Berechtigten ſteht die Befugniß, auf Abloͤſung anzutragen, 
nicht zu. f 
I ſt die Hebung bis zu einer beſtimmten Zeit, bis zum Eintritte einer 
Bedingung, oder bis zur Erfuͤllung eines gewiſſen Zweckes verliehen, ſo wird 
die Entſchaͤdigungs⸗Rente nur bis dahin gezahlt. n nf 


K 7 


Zur Feſtſtellung der Entſchaͤdigung bedarf es weder der Zuziehung der 
Lehns⸗ und Fideikommißfolger, der Ober⸗Eigenthuͤmer und der Wiederkaufs⸗ 
berechtigten, noch der hypothekariſchen Glaͤubiger und anderer Realberechtigten, 
welchen ein Anſpruch auf die Abgabe zuſteht. g 


6. 8. 


Auf rechtliches Gehör kann der Berechtigte nur inſoweit, als es auf 
die Rechtmaͤßigkeit des Titels, auf den Umfang feines Rechts, inſonder⸗ 
heit die bisherigen Saͤtze der Hebung oder auf die Frage ankommt, ob nach 
Vorſchrift der $$. 5. und 6. eine Entſchaͤdigung zu leiſten fey? und auch nur 
dann antragen, wenn er binnen der vorgeſchriebenen Friſt dem Gutachten der 
Regierung widerſprochen hat und daſſelbe von dem Miniſter der Finanzen und 
des Handels nicht nach ſeinem Verlangen abgeaͤndert worden, oder wenn uͤber⸗ 
haupt eine Abaͤnderung zu ſeinem Nachtheile erfolgt iſt. i 
Die Berufung an die Gerichte muß binnen ſechs Wochen praͤkluſtviſcher 
Friſt, nach erfolgter Zuſtellung des definitiven Miniſterialbeſchluſſes, von dem 
(No. 1904.) sff2 Berech⸗ 
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Berechtigten eingelegt werden. Die Vollziehung der im Verwaltungs wege er 
folgten Entſcheidung wird dadurch nicht aufgehalten. N 5 


L 9. = | 


Auſhedund des Die Erhebung von Pflaſtergeldern und ſolchen Wegegeldern, welche 


Wia Geddes neben dem Chauſſeegelde vorkommen, für Straßenſtrecken auf denjenigen: Chauf 
auf chauſſirten ſeen, welche in dem $. 1. gedachten Verzeichniſſe aufgeführt worden find, fällt 
Straßen mit dem Tage der Bekanntmachung dieſes Verzeichniſſes hinweg, wogegen die 
Unterhaltung dieſer Straßenſtrecken in angemeſſener Breite auf den Staat uͤber⸗ 
geht. Ob die Hebung fuͤr andere Straßen deſſelben Orts oder der Gegend 
fortdauern 1 haͤngt von dem Ermeſſen des Miniſters der Finanzen und des 


Handels ab. 


$. 10. 


Die Entſchaͤdigung für die wegfallende Hebung wird nach vorſtehenden 
Beſtimmungen (60. 3—8.) mit NRückfiht auf die vom Staat übernommenen 
Unterhaltungskoſten der Straßen regulirt. 


K. II. 


Durch die Uebernahme der Unterhaltung ſtaͤdtiſcher Straßenſtrecken von 
Seiten des Staats wird in der bisherigen Verpflichtung 55 Unterhaltung der 
Buͤrgerſteige und Seitenpflaſter, ſo wie zur polizeimaͤßigen 
ßen nichts veraͤndert. a 


9. 12 


Von der Uebernahme durch den Staat find Bauwerke ausgeſchloſſen, 
welche, wie z. B. große Strombruͤcken, als für ſich beſtehende Kommunikations- 
Anſtalten zu betrachten ſind. Die Unterhaltung derſelben verbleibt dem bisher 
dazu Verpflichteten, nebſt den dafür rechtlich beſtehenden Hebungen, und es kom⸗ 
men hierbei die in den $$. 1—8. und 14. ertheilten Vorſchriften zur Anwen⸗ 
dung; dagegen hat der Staat diejenigen Anlagen zur Unterhaltung mit zu über 


nehmen, welche, wie Durchlaͤſſe, kleine Bruͤcken u. ſ. w., nur Theile der zu 
uͤbernehmenden Straßenſtrecken bilden. g 


9 


b. 13. 


3 
e Die Erhebung der Thorſperrgelder fällt auf den F. 9. bezeichneten Stra 


3 —8. gewaͤhrt. 


einigung der Stra⸗ 


1 Wa Eine Entſchaͤdigung dafuͤr wird nach den Beſtimmungen der 


9. 1. 


5 — 
F. 14. 


Wir behalten Uns vor, die auf den K. 9. bezeichneten Chauſſeen vorkom⸗ Ente des 
menden Bruͤcken⸗ und Faͤhrgeldberechtigungen auf den Antrag des Miniſters der fg Stig 
Finanzen und des Handels zuruͤckzunehmen. vorkommenden 


Die Beſitzer erhalten dafuͤr, neben der Befreiung von der Verbindlich⸗ 50 


keit zur Unterhaltung und Wiederherſtellung der Kommunikations⸗Anſtalt, eine rechtigungen. 


Entſchaͤdigung nach Vorſchrift des §. 6., inſofern eine ſolche nicht ſchon vorher 
gewährt ſeyn ſollte. 5 8 = 
Bee Feſtſetzung dieſer Entſchaͤdigung iſt die Einnahme in den letzten ſechs 
Jahren vor der Wiedereinziehung zum Grunde zu legen. Das hierbei zu be⸗ 
obachtende Verfahren, fo wie die Zahlung und Abloͤſung der Entſchaͤdigungs⸗ 
Rente richtet ſich nach den in den H. 3 — 8. getroffenen Beſtimmungen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. . 

Gegeben Berlin, den 16. Juni 1838. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. Graf v. Alvensleben. 


Beglaubigt: 
Duͤesberg. 
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Go. 1905.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. Juni 1838., die Berichtigung des bei Er⸗ 
r ge, Alt, la, hebung der Branntweinſteuer zur Anwendung kommenden Maiſchſteuerſatzes 
. > 5. betreffend. 5 


D. nach dem Berichte des Staatsminiſteriums vom 6. d. M. der durch 
Meinen in den Amtsblaͤttern bekannt gemachten Befehl vom 10. Januar 1824. 
angeordnete Erhebungsſatz der Branntweinſteuer von 1 Sgr. 6 Pf. fuͤr jede 
20 Quart des Raum⸗Inhalts der Maiſchgefaͤße gegenwaͤrtig hinter den im §. 2 
des Geſetzes wegen Beſteuerung des inlaͤndiſchen Branntweins u. ſ. w. vom 
8. Februar 1819. vorgeſchriebenen Steuerſatze von 1 Sgr. 62 Pf. (1 9 Gr. 3 Pf. 
von jedem Quart gewonnenen Branntweins zu 50 Prozent Alkohol nach dem 
Alkoholometer von Tralles erheblich zurückbleibt, und die Staatskaſſe hierdurch 
einen bedeutenden Ausfall an der durch die Beſteuerung des Branntweins be⸗ 
abſichtigten und aus derſelben erwarteten Einnahme erleidet, fo iſt es erforder⸗ 
lich, dieſes durch die allmaͤhlige Vervollkommnung des Betriebes der Brannt⸗ 
weinbrennerei nach und nach entſtandene Mißverhaͤltniß zu befeitigen und die von 
dem Maiſchraume zu erhebende Abgabe dem eigentlichen Steuerſatze wiederum 
näher zu bringen. Zu dieſem Zwecke verordne Ich, mit Aufhebung der in Mei⸗ 
ner Order vom 10. Januar 1824. unter Nr. I. und 2. enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen, Folgendes: 5 
1) Die Abgabe von der Bereitung des Branntweins aus Getreide oder 
anderen mehligten Stoffen ohne Unterſchied der Staͤrke oder Beſtim⸗ 
mung deſſelben, fol für jede 20 Quart des Raum⸗Inhalts der zur 
Einmaiſchung oder Gaͤhrung der Maiſche benutzten Gefäße, und für 
jede Einmaiſchung Zwei Silbergroſchen (fuͤr 10 Quart Maiſchraum 
1 Sgr.) betragen. 
2) Landwirthſchaftliche Brennereien, welche nur vom 1. November bis 
Dr gen luder, de, I. Mai im Betriebe find, nur ſelbſt gewonnene Erzeugniſſe verwenden 
de, eng; 753,99 und an einem Tage nicht über 900 Quart Bottichraum bemaiſchen, 
ae, haben die Abgabe von Zwanzig Quart Maiſchraum mit einem Silber⸗ 
er groſchen und Acht Pfennigen (für 10 Quart Maiſchraum 10 Silber 
: pfennige) zu entrichten. 
Dieſe Beſtimmungen find unverzüglich bekannt zu machen und vom 
1. Auguſt d. J. ab in Ausführung zu bringen. 
Berlin, den 16. Juni 1838. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staats miniſterium. 


(No. 1906.) 
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(No. 1906.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21. Juni 1838., die Bereitung und Feilſtellung 
eines beſonderen Viehſalzes und die Ueberlaffung von Salz gegen ermäßigte 
Preiſe zu gewerblichen Zwecken betreffend. 


Au den mehrſeitig wiederholten Wunſch der Landwirthe, im Intereſſe der 
Landwirthſchaft den Verbrauch des Salzes für das Vieh durch Ermäßigung 
des geſetzlichen Salzpreiſes moͤglichſt zu erleichtern, genehmige Ich, nach dem 
Antrage des Staats miniſteriums vom 26. April d. J., daß zu dieſem Behufe 
verſuchsweiſe ein beſonderes Salz unter der Benennung: Viehſalz, bereitet, 
und in einer beſtimmten Quantitat zu einem geringeren, als dem geſetzlichen 
Preiſe, den Landwirthen und andern Viehbeſitzern jahrlich verkauft werde. J 
genehmige ferner, daß, wie ſchon ſeither mit Meinem Zulaß geſchehen iſt, ſolchen 
Fabrik⸗Anſtalten, die zur Darſtellung ihrer Erzeugniſſe das Salz in namhafter 
Menge verbrauchen, und um die Konkurrenz des Auslandes zu beſtehen, einer 
von dem Finanzminiſter zu ermeſſenden Erleichterung dabei beduͤrfen, auch in der 
Folge die erforderliche Quantität, unter Kontrole der Verwendung, zu ermaͤßig⸗ 
ten Preiſen uͤberlaſſen werde. In gleicher Art bewendet es fuͤr jetzt, wegen des 
Salzverbrauchs der Herings⸗Salzereien und der Anſtalten zur Bereitung des 
geſalzenen Fleiſches fuͤr den ſeewaͤrts zu treibenden Ausſuhrhandel, bei den Er⸗ 
leichterungen, welche ſolchen gewerblichen Unternehmungen durch Ermäßigung des 
Galzpreiſes bisher zugeſtanben find, fo wie bei dem Verfahren, welches der 
Finanzminiſter hiebei in Anwendung gebracht hat. Was die Anordnungen bes 
trifft, die in Ausführung Meiner vorſtehenden Beſtimmungen bei dem Debit 
des Viehſalzes und der Ueberlaſſung des den Fabrik-Anſtalten benoͤthigten Sal 
zes zu beobachten ſind, ſo finde Ich das Mir vorgelegte, ne 
Regulativ angemeſſen; und ermaͤchtige Sie, den Finanzminiſter, demſelben gemäß 
zu verfahren. Zur Verhütung mißbraͤuchlicher Verwendungen des zu ermäßigten 
Preiſen verabfolgten Salzes beſtimme Ich, nach den Antraͤgen des Staats⸗ 
Miniſteriums: : 

1) Wer das zu ermäßigten Preiſen empfangene Salz ganz oder theil⸗ 
weiſe an Andere uͤberlaͤßt, oder zu andern, als den beſtimmten Zwecken 
verwendet, hat nicht nur die an den geſetzlichen Preiſen ihm erlaſſene 
Summe zur Steuerkaſſe nachzuzahlen, ſondern auch, als Strafe der 
mißbraͤuchlichen Verwendung, den zehnfachen Betrag des nachzuzahlen⸗ 
den Preiſes, und Falls derſelbe unter 50 Rthle. beträgt, oder eine ber 
ſtimmte Summe überhaupt nicht zu ermitteln iſt, mindeſtens 50 Nihlr. 
zu entrichten. Sowohl der Betrag der Preis⸗Differenz als die Strafe 
find von demjenigen einzuziehen, der das Salz zum ermäßigten Preiſe 
begehrt und empfangen hat, ohne Ruͤckſicht, ob der Mißbrauch durch 
ihn ſelbſt oder durch Andere, und ob er mit feiner Zuſtimmung oder 
ohne ſein Vorwiſſen veruͤbt iſt. i 


2) Außerdem gehen die Kontravenienten (Nr. 1.) der Begünfligung, Salz 
5 zu ermäßigten Preiſen zu erhalten, für immer verluſtig, welches zum 
Ga. 1900.) f aun 
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dann ſtattfindet, wenn zwar dem Empfaͤnger des Salzes ein von ihm 
ſelbſt veruͤbter Mißbrauch nicht zu erweiſen iſt, der Fall eines Unter⸗ 
ſchleis mit dem ihm bewilligten Salze durch andere Perſonen jedoch 
zum zweiten Male eintritt. i 


3) Wer in den zur Erlangung von Viehſalz vorgeſchriebenen ſchriftlichen 
Anmeldungen ſeinen Viehſtand unrichtig angiebt, hat eine Geldbuße 
von 10 bis 50 Fthlr. verwirkt und auf die Beguͤnſtigung ferner⸗ 
hin keinen Anſpruch. a 3 5 f 

Das Staatsminifterium hat dieſen Erlaß, gleichzeitig mit dem von ihm 

zu vollziehenden Regulativ, durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Erdmannsdorf, den 21. Juni 1838. 
riedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 0 0 f 0 


(No. 1907) 
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(No. 1907.) Regulativ, den Debit des zum Genuſſe der Hausthiere beſonders bereiteten und 
1 ausſchließlich beſtimmten Viehſalzes, und die Ueberlaſſung von Salz gegen 
ermäßigte Preiſe zu gewerblichen Zwecken betreffend. Vom 29. Juni 1838. 


Nachdem von des Könige Majeſtaͤt durch die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 
21. Juni d. J. genehmigt worden, daß MI He 
1) beſonderes Salz unter der Benennung „Viehſalz“ bereitet und davon 
jährlich eine beſtimmte Quantität zu einem geringern, als dem geſetzlichen 
Preiſe an Landwirthe und andere Viehbeſitzer debitirt werde, auch 
2) ſolchen Fabrik⸗Anſtalten, welche zur Darſtellung ihrer Erzeugniſſe Salz 
in namhafter Menge verbrauchen und zur Beſeitigung nachtheiliger Kon⸗ 
kurrenz einer Erleichterung beduͤrfen, Salz unter Kontrole der Verwen⸗ 
dung zu einem ermäßigten Preiſe uͤberlaſſen werden duͤrfe, werden in Fol⸗ 
gendem die näheren Bedingungen und Maaßgaben feſtgeſtellt, unter wel⸗ 
chen die Ueberlaſſung von Salz zu ermaͤßigten Preiſen in den unter 
1. und 2. bezeichneten Fällen Statt finden kann: 


F. 1. 
Das beſonders bereitete und unter dem Namen „Viehſalz“ zu einem er⸗ Hellt des 
mäßigten Preiſe zum Debit zu ftellende Salz, iſt gusſchließlich zum Genuß der Vieb⸗Salzes. 
Hausthiere beſtimmt. Daſſel e wird nur an Landwirthe und andere Viehbeſitzer 
. il Tate Zwecke verkauft und darf auf Feine andere Weiſe verwen⸗ 
et werden. f 


| Rp: | | 
Diejenigen, welche Viehſalz erhalten, ſtehen hinſichtlich der Verwendung 
deſſelben zu dem beſtimmten Zweck (F. 1.) unter der Aufſicht der Steuerbeam⸗ 
ten, welchen auf Erfordern der vorhandene Beſtand an Viehſalz vorgezeigt, auch 
der Zugang zu den Viehſtaͤllen verſtattet und jede zur Sache noͤthige Auskunft 
bereitwillig gegeben werden muß. 


H. 3. ' 

Gegen das Ende eines jeden Jahres wird mit Ruͤckſicht auf den land⸗ 
wirthſchaftlichen Kulturzuſtand in den verſchiedenen Provinzen und die oͤrtlich 
mehr oder minder vorhandene Neigung der Landwirthe zur Salzverwendung 
für das Vieh, das überhaupt zum Debit beftimmte Quantum Viehſalz auf die 
einzelnen Provinzial⸗Bezirke vertheilt. 


9. 4. 


Wer Viehſalz zu erhalten wuͤnſcht, hat ſolches bis ſpaͤteſtens Ende Ok⸗ 
tober jeden Jahres der Salzverkaufsſtelle, in deren Debitsſprengel er wohnt, 
ſchriftlich mit Angabe feines Jahresbedarfs in ganzen oder halben Tonnen (400 
und reſp. 200 Pfund Netto) anzumelden. Erreicht der We eee ede 
eines Einzelnen nicht die Menge einer halben Tonne, ſo koͤnnen mehrere Vieh⸗ 
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befiger zum gemeinſchaftlichen Bezuge einer halben Tonne Salz zuſammentreten 
und demgemäß eine gemeinſchaftliche Anmeldung eingeben. Außer der Angabe 
der Bedarfsmenge muß die ſchriftliche Anmeldung enthalten: 

a) fuͤr welche Viehgattungen das Viehſalz verwendet werden ſoll, und wie⸗ 
1 Stuͤck jeder Gattung der Anmeldende in dem betreffenden Orte 

eſitze; 

b) die Erklaͤrung des Anmeldenden, daß er ſich verpflichte, das ihm zu be⸗ 
willigende Quantum Viehſalz innerhalb der naͤchſten 14 Tage nach er⸗ 
gangener Aufforderung der Debitsſtelle, gegen Entrichtung des feſtgeſetz⸗ 
ten Preiſes, vollſtaͤndig abzuholen. 

8 Auf Erfordern muß eine Beſcheinigung der Orts⸗ oder reſp. Kreis⸗Po⸗ 
lizeibehoͤrde daruͤber beigebracht werden, 
daß die angegebene Viehzahl richtig und das begehrte Salzquantum 
ſowohl dem Wirthſchaftsbetriebe des Anmeldenden, als den allgemei⸗ 
nen oͤkonomiſchen Verhaͤltniſſen des Orts angemeſſen ſey. 
a Zu den Anmeldungen ſind gedruckte Formulare zu benutzen, welche bei 
den Salzdebitsſtellen unentgeltlich in Empfang genommen werden koͤnnen. 


§. 5. 

Auf den Grund der Anmeldungen (§. 4.) werden die Bedarſsuͤberſichten 
der einzelnen Hauptamtsbezirke und aus letztern diejenigen der geſammten Pro⸗ 
vinzialbezirke zufammengeſtellt. Sollte das in einem Provinzialbezirke begehrte 
Quantum Viehſalz die für denſelben nach §. 3. beſtimmte Menge uͤberſchreiten, 
ſo entſcheidet der Finanzminiſter, ob jenes groͤßere Quantum bewilligt werden 
kann, oder ob es bei der früher feſtgeſetzten Menge bewenden muß. Letzteren 
575 na das Bedarfs quantum der Einzelnen nach Verhaͤltniß ihres Viehſtan⸗ 

es ermaͤßigt. 8 


i Wer der Aufforderung zur Empfangnahme des fuͤr ihn beſtimmten Vieh⸗ 
ſalzes innerhalb des feſtgeſetzten Zeitraums ($. 4.) nicht puͤnktlich nachkommt, 
hat zu erwarten, daß über daſſelbe anderweit verfügt und bei etwaniger kuͤnfti⸗ 
ger i um dergleichen Salz die Vorausbezahlung des Preiſes ver⸗ 
angt wird. 


$. Ti . 
Ueberlafung Die Bewilligung von Salz zu ermäßigten Preiſen kann überhaupt nur 
eier ſolchen Fabrikanten zu Theil werden, die 
Dreife zu ge a) zur Darſtellung ihrer Erzeugniſſe des Salzes in betraͤchtlicher Menge be 
Seen dürfen, bei denen mithin das Salz entweder einen Hauptbeſtandtheil des 
91 ſelbſt bildet, oder ein weſentliches Fabrikationsmittel iſt, inſofern 
zugleich g 

b) dieſe Fabrikate von entſchiedener und anerkannter Nuͤtzlichkeit find, und 

zu den Gegenſtaͤnden gehoͤren, von welchen ein namhafter Verbrauch u 

techniſchen oder wirthſchaftlichen Zwecken im Lande Statt findet, 00 1 

o) die 
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e) die Gewerbtreibenden, bei an ſich entſprechender Wahl des Fabrikorts 
und zweckmaͤßigem Betriebe des Gewerbes, die Konkurrenz mit den gleich⸗ 
namigen Erzeugniſſen des Auslandes ohne eine Erleichterung bei dem 
Salzbezuge nicht beſtehen koͤnnen. 

Welchen Gewerbsklaſſen hiernach die Beguͤnſtigung des wohlfeilern Salz⸗ 

bezuges zuzugeſtehen ſey, hat lediglich der Finanzminiſter zu beurtheilen und zu 

beſtimmen, und es ſtehet keinem Gewerbtreibenden ein unbedingter Anſpruch dar⸗ 
| auf zu, beſonders aber iſt in jedem einzelnen Falle die Zulaͤſſigkeit des Antrags 
auf lleberlaſſung von Salz zu dem ermäßigten Preiſe nach der unter c. feſtge⸗ 
ſetzten Bedingung zu prüfen 


$. 8. 

Die naͤhern Bedingungen der Ueberlaſſung von wohlfeilerem Salze an 
Fabrikanten, insbeſondere ruͤckſichtlich des hoͤchſten Quantums, welches innerhalb 
Jahresfriſt uͤberlaſſen werden kann, der Vermiſchung des Salzes, um ſolches 
zum Genuſſe unbrauchbar zu machen, und der Maaßregeln, um die Verwendung 
deſſelben zu dem beſtimmten Zwecke zu ſichern, werden in jedem einzelnen Falle 
von der Salz⸗Debitsverwaltung feſtgeſetzt, von deren Anordnung es zugleich 
jederzeit abhaͤngt, ob weißes Salz und von welcher Gattung, oder eine geringere 
Salzſorte (ſchwarzes Salz, Kehrſalz, Steinſalzgrus) verabfolgt werden ſoll. 

Wer dieſe feſtgeſetzten Bedingungen vollſtaͤndig und puͤnktlich zu erfuͤllen 
unterlaͤßt, hat, abgeſehen von der ihn etwa treffenden Strafe, zu gewaͤrtigen, 
daß ihm die Vergünſtigung des wohlfeilern Salzbezugs zeitweiſe und nach vor⸗ 
hergegangener zweimaligen Belehrung und Verwarnung für immer entzogen wird⸗ 


69: 

Die Abnahme des Salzes aus den Verkaufsſtellen muß mindeſtens in 
Quantitaͤten von Einer Tonne Statt finden. 

Wird jedoch einem Gewerbtreibenden zu ſeinem e eine geringere 
Salzſorte (ef. $. 8.) verabreicht, fo kann die Verwaltungsbehoͤrde beſtimmen, 
daß das bewilligte Quantum alsbald nach dem Eintreffen des Salzes bei der 
betreffenden Debitsſtelle, gegen Entrichtung des feſigeſetzten Preiſes vollſtaͤndig in 
Empfang genommen werde. Denjenigen, der die Abholung des ihm zugetheilten 
Salzes innerhalb der naͤchſten 14 Tage nach ergangener Aufforderung der De⸗ 
bitsſtelle verabſaͤumt, treffen die im $. 6. angedeuteten Folgen. ö 


9. 10. 


In den der Salzverbrauchs⸗Kontrole nach Inhalt des Regulativs vom Beſondere We⸗ 

19. Auguſt 1823. unterworfenen Landestheilen iſt zwar die Ueberlaſſung von fie die der 
Viehſalz nicht ausgeſchloſſen, es muß aber, wenn daſelbſt dergleichen Salz ver⸗ Salz - Ver⸗ 
abreicht wird, demungeachtet das auf den betreffenden Regierungsbezirk im Gans naale unter 
zen fallende Verbrauchsguantum an Kochſalz vollſtaͤndig und ohne irgend einen worfenen Lan⸗ 
Abzug repartirt werden. heetyeile, 

Auch darf in dieſen Landestheilen des an Gewerbtreibende zu ermaͤßigten 
un verabfolgte Salz nicht auf das nach den allgemeinen Grundſaͤtzen e 
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ſtellte Verbrauchsquantum des betreffenden Orts oder Bezirks in Anrechnung 
kommen. Ä SR 
Sn . 11. 


Festigung der 1) Der Preis des Viehſalzes (5. 1.) betraͤgt fünf Thaler für die Tonne 
Pre A à 400 Pfund netto, mofür daſſelbe verpackt in den dazu geeigneten Salz⸗ 
debitsſtellen zun Empfangnahme bereit geſtellt werden ſoll. Nach erfolg⸗ 
ter Eröffnung des Debits von Viehſalz findet der bisher nachgegeben 
Verkauf des ſogenannten ſchwarzen Salzes an Landwirthe und andere 
Viehbeſitzer auf den Salinen nicht weiter Statt. 


2) Der Preis des den Fabrikanten zu uͤberlaſſenden Salzes (F. 7.) wird 


a) für weißes Koch⸗ und für Steinſalz auf fünf Thaler für die Tonne 
à 405 Pfund netto und 


b) fuͤr ſchwarzes und anderes unreines Salz, ſo wie fuͤr Steinſalzgrus 
auf drei Thaler und zehn Silbergroſchen für die Tonne & 400 
Pfund netto, > 


. dA 


Berlin, den 29. Juni 1838. 


Koͤnigliches Staatsminiſterium. 


Frh. v. Altenſtein. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler, 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther, 


